
Branchen-News aus der Welt des Rechts
Einsteiger der Woche

Die Rechtsanwaltskanzlei Stadler
Völkel erweitert ihre bestehende

Anwaltsriege um einen langjährigen
Mitarbeiter: Ab sofort verstärkt Lo-
renz Marek die Kanzlei als Rechts-
anwalt. Seine Schwerpunkte liegen
in den Bereichen Bank- und Kapi-
talmarktrecht sowie Kryptowäh-
rungen, Blockchain-Anwendungs-
formen und Compliance. „Wir freu-
en uns, dass Lorenz Marek unse-
re Kanzlei weiterhin fachlich wie
menschlich bereichert“, so Grün-
dungspartner Arthur Stadler.

Als erster ÖsterreicherwurdeAxel
Anderl, Partner von DordaR-

echtsanwälte GmbH, in das Board
of Directors der ITechLaw gewählt.
Gabriela Kennedy, Präsidentin von
ITechLaw, zeigte sich über die Be-
stellung von Axel Anderl erfreut. „Es
freutmich, dass ich nach jahrelanger
Führung des Outsourcing Commit-
tee nun in das Board berufen wurde
und dort für die Gemeinschaft sinn-
volle Akzente setzen kann“, so Axel
Anderl zu seiner Bestellung.

Events der Woche

Der Legal Tech Hub Vienna än-
dert zweieinhalb Jahre nach sei-

ner Gründung seinen Namen und
ersetzt die geografische Zuordnung
„Vienna“ durch „Europe“ (LTHE).
Die LTHE-Mitglieder wie Clemens
Lanschützer, Partner bei E+H Eisen-
berger + Herzog, Philipp Reinisch,
Partner bei SCWP Schindhelm, Da-

vid Pachernegg, Knowledge Ma-
nagement bei Herbst Kinsky, sowie
Gudrun Stangl, COO von Schönherr,
freuen sich über die Neuausrich-
tung und die internationale Schwer-
punktsetzung.

Beim 36. ComplianceNetzwerktref-
fen von Lexis Nexis Anfang Juni

gewährte ein hochkarätiges Exper-
tenpanel Einblicke in laufende Pro-

jekte zum Einsatz von KI im Bereich
Geldwäsche- und Terrorismusfinan-
zierungs-Bekämpfung. Paul Kam-
pusch, Director Content Manage-
ment bei LexisNexis, begrüßte sei-
ne Gäste, unter anderem Matthias
Denning, Leiter des targens-Büros in
Wien, der mit Bernhard Böhm, ös-
terreichische Finanzmarktaufsichts-
behörde (FMA), Dieter Petracs, Bun-
desamt für Verfassungsschutz und

Terrorismusbekämpfung (BVT), und
Antoine Karam, United Nations Of-
fice on Drugs and Crime (UNODC),
diskutierte.

Deal der Woche

Die Kanzlei Schönherr hat die
Credendo-Gruppe bei der grenz-

überschreitenden Verschmelzung
ihrer österreichischen Aktiengesell-
schaft in eine belgische Konzernge-
sellschaft beraten. Das Schönherr-
Team wurde von Partner Roman
Perner und Rechtsanwalt Michael
Marschall geleitet und bestand au-
ßerdem aus Counsel Stefanie Aich-
horn-Wöss,AssociateGabriel Ebner,
Matthias Pressler, Leiter der regula-
torischen Aspekte der Transaktion,
und Associate Henri Bellando.
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Paul Kampusch war Gastgeber beim
Compliance-Netzwerktreffen. [ Beigestellt ]

Axel Anderl wurde ins Board of Direc-
tors der ITechLaw gewählt. [ Beigestellt ]

Lorenz Marek verstärkt das Team von
Stadler Völkel. [ beigestellt ]

Schüsse im
Haus schaden
Kontaktrecht
Gericht achtete nicht genug
auf das Wohl des Kindes.

Wien. Am 25. Juni 2020 krachten
Schüsse in einem Haus in Salz-
burg: Ein Polizist und ein Ver-
dächtiger wurden dabei schwer
verletzt. Darf eine Frau, die mit
dem Bruder des Verdächtigen
liiert ist, sich auch nach diesem
Vorfall am Wochenende mit
einer Tochter aus einer frühe-
ren Beziehung dort aufhalten?

Die Tochter lebt bei ihrem
Vater, die Mutter hat jedes Wo-
chenende ein Kontaktrecht. Der
Vater aber wollte dieses Recht
einschränken lassen: Sie solle es
überall ausüben, nur nicht in
der Wohnung ihres Partners; da
es sich um ein Einfamilienhaus
handelte, war nicht einmal ganz
klar, wie strikt die Wohnberei-
che des Verdächtigen und des
Bruders getrennt waren.

Drogen, Waffen gefunden
Zwei Instanzen lehnten die Ein-
schränkung des Kontaktrechts
ab: Der Vorfall sei einmalig ge-
wesen, der Bruder, bei dem
Drogen und diverse Waffen bis
hin zu einem funktionsfähigen
Maschinengewehr sicherge-
stellt wurden, sei mittlerweile
in U-Haft. Außerdem werde die
Mutter ohnehin vermehrt Vor-
sicht walten lassen.

Für den Obersten Gerichts-
hof war damit das Kindeswohl
nicht ausreichend berücksich-
tigt: Das Vorbringen des Vaters
war nicht bloß von abstrakten
Befürchtungen geprägt; die
psychische und physische Inte-
grität des Kindes hänge aber
entscheidend davon ab, ob es
sich im Rahmen der Kontakt-
pflege in einem räumlich pro-
blematischen Umfeld aufhalte
(3 Ob 217/20p).

Das Erstgericht muss jetzt
noch genauer das Schicksal des
Verdächtigen prüfen (das Ende
einer U-Haft sei ja grundsätzlich
absehbar) und Feststellungen
zum Wohnbereich treffen. Mit
Blick auf das Kindeswohl gehen
Zweifel über die Sicherheit des
Kindes zulasten des kontaktbe-
rechtigten Elternteils. (kom)
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Steueroase
Österreich
und andere
Lücken
Gastbeitrag. Schließen von
Schlupflöchern im Interesse
aller Wirtschaftsteilnehmer.

VON BENJAMIN TWARDOSZ

Wien. In Österreich beträgt die Min-
destkörperschaftsteuer 5% (!) pro
Jahr. Der Steuersatz ist aber nicht
das eigentliche Problem, sondern
die Bemessungsgrundlage: Die
Mindest-KÖSt wird vom Mindest-
stammkapital erhoben, das einen
Haftungsfonds für Gläubiger dar-
stellen sollte; er verringert sich jedes
Jahr zugunsten des Staates, unab-
hängig davon, ob Gewinne erzielt
werden. Sie beträgt also 1750 Euro
für GmbHs und 3500 Euro für AGs
pro Jahr. Bekanntlich wollen die
großen Industrienationen ebenfalls
eine „Mindeststeuer“ einführen, die
aber ganz anders konzipiert und
viel höherwäre.

Mit 5% Digitalsteuer wollte
man schon 2020 „Steuerschlupflö-
cher“ in Österreich schließen. Sie
wird aber ausschließlich von Wer-
beumsätzen erhoben und auf den
Preis aufgeschlagen, sodass letzt-
lich österreichische Werbekunden
sie tragen. Das Aufkommen von
etwa 50 Mio. Euro jährlich fällt gar
nicht ins Gewicht. Nachdem die
USA Österreich deshalb 2020 mit
Strafzöllen belegten, ist das Finanz-
ministerium nun bemüht, den USA
zu erklären, dass es sich nur um
eine kleine Werbeabgabe handelt.
Angekündigt wurde sie als „Schritt
zur gerechten Besteuerung von in-
ternationalen Konzernen“.

Es ist gut gemeint, wenn man
„internationale Konzerne“ niedrig
besteuern will, aber wie so oft ist es
das Gegenteil von gut. Denn die
wichtigste Forderung nationaler
und internationaler Unternehmen
ans Steuersystem ist nicht, dass die
Steuern niedrig sind, sondern dass
es einfach und gerecht ist und für
alle die gleichen Regeln gelten.

Freiwillige Zahlung ist Untreue
Auch wenn es viele nicht glauben:
International tätige Unterneh-
mensgruppen haben kein Interesse
an Steuerschlupflöchern. Im Ge-
genteil: Sobald es Möglichkeiten
gibt, legal Geld zu sparen, werden
Konkurrenten sie nutzen, und ein
Unternehmen kommt unter Zug-
zwang gleichzuziehen. Es ist keine
Lösung, von international tätigen
Unternehmen zu verlangen, frei-
willig mehr Steuern zu zahlen. Sie
werden von Geschäftsführern und
Vorständen geleitet, die sich dem
Eigentümer (oft nicht nur Private,
sondern auch Pensionsfonds oder
Staaten) gegenüber verantworten
müssen. Freiwillig mehr Steuern zu

zahlen, wäre eine Untreue gegen-
über dem Eigentümer.

Besser, und im Interesse inter-
nationaler Unternehmen, wäre ein
System ohne Schlupflöcher. Opti-
mal wären wettbewerbs- und ent-
scheidungsneutrale Steuern. Ob
der Satz 15, 20 oder 25% beträgt, ist
nicht so wichtig, solang die Abgabe
vom Gewinn bezahlt werden kann.
Denn das Management hat keinen
Rechtfertigungsnotstand, wenn
das Unternehmen Steuern oder
sogar hohe Steuern zahlt, wenn
alle Marktteilnehmer es tun.

Ein System, das gleiche Bedin-
gungen für alle schafft, würde auch
am ehesten gewährleisten, dass
derjenige Unternehmer am erfolg-
reichsten ist, der am härtesten ar-
beitet, die besten und innovativs-
ten Produkte herstellt, die güns-
tigsten Konditionen anbietet, und
bei dem sich die Konsumenten
und die Arbeitnehmer wohl füh-
len, und nicht derjenige Unterneh-
mer, der am geschicktesten darin
ist, Gesetze zu seinen Gunsten
auszulegen, Formulare auszufül-
len und findige Anwälte und Steu-
erberater beschäftigt. Allerdings
gehen Gesetzgebung und Vollzie-

hung zum Teil in die andere Rich-
tung. Gerade die Pandemie zeigt
die Abhängigkeit der Unternehmen
vom Staat, und dass es darum geht,
wer am besten lobbyiert, am ge-
schicktesten Anträge ausfüllt, Re-
geln ausnutzt, sich über Förderun-
gen informiert, Lücken findet, und
das Gesetz zu seinen Gunsten aus-
legt. Es verstärkt sich der Wettbe-
werb darum, in den Genuss staatli-
cher Begünstigungen zu kommen,
statt einfach nur exzellente Pro-
dukte und Leistungen anzubieten.

Ein einfaches „Schlupfloch“
aus Pandemiezeiten: Bestand eine
Unternehmensgruppe aus acht
GmbHs, konnte achtmal der maxi-
male Lockdown-Umsatzersatz von
800.000 Euro beantragt werden.
Bestand das Unternehmen nur aus
einer GmbH, konnte dieser Betrag
nur einmal beantragt werden. Wel-
cher Geschäftsführer einer Firmen-
gruppe könnte es verantworten,
nicht achtmal den maximalen Um-
satzersatz zu beantragen?

Mit den Abgaben ist es nicht
anders. Was ist ein Steuerschlupf-
loch? Darunter versteht man eine
Regelung, die es einem Abgaben-
subjekt ermöglicht, Steuern zu ver-

meiden. Ein einfaches Beispiel:
Unternehmer können schon seit
vielen Jahren einen steuerlichen
Freibetrag geltend machen, wenn
sie investieren. Seit 2007 ist es
möglich, diesen Freibetrag auch
dann zu nutzen, wenn in Wertpa-
piere „investiert“ wird. Obwohl je-
der Wirtschaftsstudent weiß, dass
der Erwerb von Wertpapieren ei-
gentlich keine Investition darstellt,
soll es viele Unternehmer geben,
die jedes Jahr Wertpapiere in be-
trächtlicher Höhe kaufen und da-
für einen Gewinnfreibetrag geltend
machen. Schließlich ist es legal.

LegaleWege werden gegangen
Ein weiteres Beispiel: Statt des
Nachweises tatsächlicher Ausga-
ben kann unter bestimmten Vo-
raussetzungen eine Pauschale von
12% der Betriebseinnahmen steu-
erlich abgesetzt werden. Zigtau-
sende Unternehmer, die zum Teil
nur sehr geringe Kosten haben,
können so jedes Jahr völlig legal
fast 12% ihres Einkommens steuer-
frei vereinnahmen. Welcher Steu-
erberater kann es verantworten,
seinem Klienten diese Pauschale
nicht zu empfehlen? Wenn es eine
legale Möglichkeit gibt, Steuern zu
sparen, wird diese genutzt. Auch
das 13. und 14. Monatsgehalt ist
übrigens eine legale Möglichkeit,
Steuern zu sparen, jeder nutzt sie.

Es sollte das Interesse aller am
Wirtschaftsleben Beteiligten (vom
Arbeitnehmer bis zum „internatio-
nalen Konzern“) sein, Schlupflö-
cher abzuschaffen und steuerver-
meidende Praktiken zu beenden,
und ein einfaches und gerechtes
Steuersystem zu schaffen.

Stattdessen kommen zu vielen
Regeln und Ausnahmen aber im-
mer weitere, und das Abgaben-
recht wird komplizierter und da-
mit letztlich ungerechter, weil es
nur jenen nutzt, die sich am besten
damit auskennen. Es wäre wün-
schenswert, wenn mit der globalen
Mindeststeuer ein Schritt dazu ge-
länge, ein weltweit einheitliches
System zu schaffen. Eines Steuer-
beraters würde es dann gar nicht
mehr bedürfen. Im Moment sieht
es aber danach aus, dass zu den
bestehenden Regeln und Ausnah-
men nur einige weitere hinzukom-
men, und Österreich so wie viele
andere Länder „Steueroasen“ für
jene wenigen bleiben, die sich mit
diesen Regeln gut auskennen.

Dr. Benjamin Twardosz ist Rechtsanwalt und
Steuerberater bei Cerha Hempel.


